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Antrag:

1. Die zum Vorentwurf des Bebauungsplans "Gartenstr. 20" vorgebrachten Stellungnahmen
in der von der Hauptabteilung Stadtplanung, Umwelt, Baurecht vorgeschlagenen Art und
Weise zu behandein.

2.  Die Offentlichkeitsbeteiligung i.S.v. § 3 Abs. 2 BauGB sowie die Beteiligung der Behérden
und der sonstigen Trager offentlicher Belange i.S.v. § 4 Abs.2 BauGB durchzuflihren.
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Sachdarstellung:

1.2

1.3

Kurzdarstellung
Vorhaben

Aufgrund der Initiative des Eigentiimers, das Grundstlick Gartenstralte 20, Flst.Nr.
588/7, neu zu bebauen, ergibt sich die Chance der stadtebaulichen Neustrukturierung in
einem Teilbereich der Gartenstral3e. Dieses Vorhaben fihrt zudem zur Aufwertung des
gesamten Gebaudeblocks zwischen Bleichstralle und Gartenstralie.

Sanierungsziele

Die Flache liegt im férmlichen Sanierungsgebiet "Dichterviertel". Ziele sind die Bildung
klarer stadtebaulicher Strukturen, die Optimierung der Wegeverbindungen, die Starkung
der Wohnnutzung im Quartier, die Starkung und der Erhalt des Gewerbes sowie die
Schaffung von Freirdumen mit Aufenthaltsqualitat.

Rahmenplan Gartenstral’e/Bleichstralte

Durch den Wunsch des Eigentimers, die eingeschossigen Garagen und Nebengebaude
der Gartenstralte 20 abzubrechen und das Gelande mit einem Geflige aus Gewerbe
und Wohnen aufzuwerten, ergeben sich fur den gesamten Blockbereich und das
Quartier neue Entwicklungsmadglichkeiten. Um das Einzelprojekt im Zusammenhang
beurteilen und optimal einfligen zu kénnen, wurde ein Rahmenplanentwurf erstellt, der
den Bereich zwischen BleichstraRe und GartenstraRe, dem Glacis im Westen und der
Schillerstra’e im Osten untersucht.

Ziel des Rahmenplans ist es die Licken der Blockrandbebauung zu schlieen, moderate
Erweiterungsmoglichkeiten anzubieten und die Wohnqualitat nachhaltig zu verbessern.
Die privaten Freibereiche sollen geschitzt und nicht einsehbar bleiben. Die im
Blockinnenbereich vorhandenen gewerblichen Nutzungen sollen erhalten und gestarkt
sowie erganzende Baufelder im raumlichen Kontext eingefligt werden.

Durch den Abbruch der Nebengebaude entstehen neue Freirdume, die gestaltet werden
kénnen. Im Zusammenhang mit neu geordneter Parkierung und Pflanzung von Baumen
auf den Nachbargrundstticken kann ein robuster stadtischer Raum entstehen. Zudem
bietet sich durch den Abbruch die Méglichkeit, eine halboéffentliche Durchwegung von
der Gartenstral3e bis zur Bleichstral3e zu schaffen.

Zur Grof3en Blau hin soll der angrenzende StralRenraum der Gartenstralle zum
verkehrsberuhigten Bereich umgestaltet werden. Der hierdurch entstehende Stadtraum
mit kleiner Platzsituation wird mit einem schwellenarmen Zugang zur Blau eine hohe
Aufenthaltsqualitat erhalten.

Das Projekt Gartenstr. 20 bildet den Auftakt der Umgestaltung und soll als Initial
Anregungen fur weitere Entwicklungen geben.

Rechtsgrundlage



6.2

-3-

a) §3Abs.1,8§4Abs. 1,§8Abs. 1und 2, § 9, §12 Abs. 2 sowie § 13 a
Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. | S.
2414), zuletzt geéndert durch Art. 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBI. | S.
1722).

b) § 74 Landesbauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 05.03.2010
(GBI. S. 358, ber. S. 416), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 11.11.2014 (BGl.
S.501).

Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst folgende Grundstiicke:
Teilbereiche der Flurstiicke Flst. Nr.593, Flst. Nr.593/3 und Flst. Nr. 588/7 der
Gemarkung Ulm, Weststadt. Der Geltungsbereich hat eine Flache von ca. 1.396 m2.

Anderung bestehender Bebauungspléne

Mit Rechtskraft des vorliegenden Bebauungsplans tritt fir dessen Geltungsbereich
folgender bestehender, rechtsverbindlicher Bebauungsplan auf3er Kraft:

Bebauungsplan Nr. 142/24"im Gebiet der Kleinen Blau-Schillerstrale, Groflien Blau-
Goethestralle, Bleichstralle-Innere Wallstralie", gen. durch Erlass des RP Nordw. vom
08.03.1956 Nr. | 5 Ho-2206-60-UIm/6.

Verfahrensubersicht

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13a BauGB
aufgestellt.

a) Aufstellungssbeschluss sowie Beschluss zur frihzeitigen Auslegung des FBA
Stadtentwicklung, Bau und Umwelt vom 10.11.2015

b) Offentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gemaR § 2 Abs. 1
BauGB im Amtsblatt der Stadt UlIm und des Alb-Donau-Kreises Nr. 47 vom
19.11.2015

c) Offentliche Bekanntmachung der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung gemaR §
3 Abs. 1 BauGB im Amtsblatt der Stadt UIm und des Alb-Donau-Kreises Nr. 47
vom 19.11.2015

d) Frihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 3 Abs. 1 BauGB sowie friihzeitige
Beteiligung der sonstigen Behérden und Trager 6ffentlicher Belange gemal § 4
Abs. 1 BauGB vom 30.11.2015 bis einschlief3lich 30.12.2015. Hierbei frihzeitige
Auslegung des Bebauungsplanvorentwurfs und des Entwurfs der Begriindung mit
Datum vom 10.10.2015 bei der Hauptabteilung Stadtplanung, Umwelt, Baurecht

e) Information des Bauherrn fur die Nachbarschaft am 31.03.2016
f) Information fur die benachbarten Eigentimer tber SAN/SUB am 24.05.2016

Wesentliche Einwendungen im Bebauungsplanverfahren
Private Einwendungen

Im Rahmen der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung wurden keine privaten
Einwendungen vorgebracht.

Stellungnahmen der Trager 6ffentlicher Belange
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Im Rahmen der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung sind folgende Stellungnahmen
eingegangen:

- Deutsche Telekom Technik GmbH

- Entsorgungs-Betriebe der Stadt Ulm (EBU)

- Fernwarme Ulm GmbH (FUG)

- Polizeidirektion Ulm

- Regierungsprasidium Freiburg, Abt. 9, Landesamt fur Geologie, Rohstoffe und
Bergbau

- Regierungsprasidium Stuttgart — Landesamt flir Denkmalpflege (Grabungen)

- Regierungsprasidium Tubingen — Referat 21 Raumordnung (inkl. Ref. 22, 25, 56)

- Stadt UIm - SUB/ V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht

- Stadtwerke UIm/Neu-UIm GmbH (SWU)

Die Einwendungen der T6Bs beschranken sich auf Belange der Archdologischen
Denkmalpflege, des Hochwasserschutzes und des Naturschutzes:

- Archaologische Denkmalpflege: Es wird vom RP Stuttgart - Referat Archaologische
Denkmalpflege - darauf hingewiesen, dass die Planungen ein stdlich gelegenes
Kulturdenkmal bertihren. Es handelt sich hierbei um laténezeitliche Funde im Bereich
der Schillerstr. 34, ein dort gefundenens Tongefal} lasst auf eine keltische Siedlung
oder ein Grabfeld schlieRen. Desweiteren wird das Plangebiet von einem ehemaligen
Verbindungskanal von GroRer und Kleiner Blau durchquert, dessen Entstehungszeit
nicht bekannt ist. Aus diesem Grund bedurfen Erdarbeiten und Bodeneingriffe einer
denkmalschutzrechtlichen Genehmigung und mussen abhangig von der Lage ggf.
vom Landesamt fur Denkmalpflege Uberwacht werden. Ein entsprechender Hinweis
wurde in die textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan aufgenommen (Pkt. 3.3).

- Hochwasserschutz: Das RP Tubingen — Referat fir Raumordnung verweist darauf,
dass das Vorhaben bei einem extremen Hochwasserereigniss (HQextrem) betroffen
ist. Ein entsprechender Hinweis wurde in die textlichen Festsetzungen zum
Bebauungsplan aufgenommen (Pkt. 3.4).

- Naturschutz: Die Abteilung SUB V verweist auf die Notwendigkeit einer frihzeitigen
artenschutzrechtlichen Untersuchung flir das Vorhaben. Grinde hierfir sind der
Abbruch der bestehenden Altgebaude und die Rodung des Baumbestands auf dem
Grundstuck. Es wird vermutet, dass Gebaude und Baume ein hohes
Quartierspotential fur geschutzte, gebaudebritende/ bewohnende Arten (u.a. Vogel
und Fledermause) haben. Eine entsprechende artenschutzrechtliche Untersuchung
wurde durchgefiihrt und kam zum Ergebnis, dass der Abbruch der Gebaude
grundsatzlich unproblematisch sei und die Gehdlze im Rahmen der gebotenen
Vermeidungsmalnahmen nur im Winterhalbjahr zu entfernen seien. Ein
entsprechender Hinweis zur Entfernung der Gehdlze wurde in die textlichen
Festsetzungen aufgenommen (Pkt. 3.5).

Der Gutachter wird die notwendigen Fallarbeiten und den Gebaudeabbruch begleiten.

Sachverhalt



Neubebauung

Zur Neugestaltung des Plangebiets wird von Stemshorn Architekten GmbH, Ulm, ein
Vorhaben- und Erschlielungsplan erarbeitet, der bindender Bestandteil des
vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist.

Dieser sieht entlang der Gartenstral3e eine flachgedeckte Bebauung in Verlangerung
des Gebaudes GartenstralRe 22 vor. An der Westseite des Grundstucks kann im
Einvernehmen mit dem Eigentimer von Grundstuck Nr. 593/3 bzw. 593 an die
Brandwand des Gebaudes Gartenstralte 22 angebaut werden. Hierflr wird im Zuge der
baulichen Neuordnung eine Anpassung der westlichen Grundstucksgrenze erfolgen.

Der Neubau entlang der Gartenstral’e in Form eines Wohn- und Geschéaftshauses mit 2
Gewerbe- und 13 Wohneinheiten gliedert sich in zwei Baukoérper: Direkt an die westlich
angrenzende Bestandsbebauung schliel3t ein vier-geschossiger Baukdrper an, der in
einen vorgerlckten siebengeschossigen Baukorper Ubergeht. Durch den L-férmigen
Baukorper wird der Stralkenverschwenk der Gartenstrale raumlich gefasst und durch
den sieben-geschossigen Baukorper ein stadtebaulicher Akzent gesetzt. Eine
halbéffentliche Wegeverbindung entlang der stidlichen Gebaudekante ermdglicht die
Zuganglichkeit und fordert die Blickbeziehungen ins Innere des Blocks zwischen
Bleichstrale und Gartenstralle.

Im Blockinneren wird nérdlich an den Baukorper entlang der Gartenstralle eine
Tiefgarage anschlieen. Diese wird Uber eine einspurige Rampe im Bereich des vier-
geschossigen Baukoérpers von der Gartenstralle aus erschlossen. In der einstockigen
Tiefgarage sind 15 Stellplatze untergebracht. Im Rahmen der Planung wurde eine
zukunftige Erweiterungsmaoglichkeit der Tiefgarage in westliche Richtung unter die
angrenzenden Grundstucke Flst.-Nr. 593/3 und 593 mit berlcksichtigt.

Die Decke der Tiefgarage wird platzartig gestaltet und teilweise begrint. Sie erganzt die
angrenzenden Bereiche des Blockinnenbereichs und dient als Frei- und
ErschlieBungsflache fur die neuen Baukorper. Die Gestaltung der Freiflachen wird in
einem Freiflachengestaltungsplan konkretisiert. Dieser wird im Rahmen des
Baugenehmigungsverfahrens vorgelegt und einvernehmlich mit der Rahmenplanung der
Stadt Ulm abgestimmt.

Im rickwartigen Grundstucksteil ist angrenzend an das benachbarte Gebaude Bleichstr.
7/2 im Zuge der baulichen Neuordnung nach teilweisem Abbruch der
Bestandsbebauung ein dreigeschossiger Neubau vorgesehen. Die Obergeschosse
dieses Baukdrpers werden Uber eine vorgelagerte Aulentreppe erschlossen.

Entsprechend der Mischnutzungen im umgebenden Quartier ist in allen Gebauden von
EG bis zum 2. OG wohnvertragliches Gewerbe zulassig (im EG zwingend). Ab dem
3.0G ist eine reine Wohnnutzung vorgesehen.

Das Vorhaben wurde am 04. Marz 2016 im Gestaltungsbeirat der Stadt UIm behandelt
und Empfehlungen fir die weitere Bearbeitung ausgesprochen. Die entsprechenden
Empfehlungen wurden berlcksichtigt und eingearbeitet
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Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemaf § 13a BauGB
durchgefuhrt. Als MaRnahme der Innenentwicklung mit einer GroRe des
Geltungsbereichs von circa 1.396 m? erflllt das Vorhaben die vorgegeben Kriterien. Die
Durchflihrung einer formalen Umweltprifung geman § 2 Abs. 4 BauGB ist somit nicht
erforderlich.

Eine naturschutzrechtlicher Ausgleich im Sinne von § 1a Abs 3 BauGB fir die Bebauung
der Grundstlicke sowie die Erstellung eines Umweltberichts im Sinne von § 2a BauGB
sind ebenfalls nicht erforderlich.

Spezieller Artenschutz

Aufgrund vereinzelter Baumbestande und abzubrechender Altgebaude innerhalb des
Plangebietes wurde gemaf § 44 BNatSchG eine artenschutzrechtliche Untersuchung
durchgefuhrt. Das Gutachten des Bio-Blros Schreiber mit Stand vom 14. April 2016
kommt zum Ergebnis, dass aus Sicht des speziellen Artenschutzes nach § 44 (1)
BNatSchG der Abbruch der Gebaude an der Gartenstral’e 14-20 grundsatzlich
unproblematisch ist. Im Rahmen der gebotenen Vermeidungsmafnahmen sind die
Geholze im Winterhalbjahr zu entfernen. Nur die groRe Birke ist nochmals vorher auf
Hohlen zu Uberprifen; gegebenenfalls sind vorgezogene Ausgleichsmalinahmen in
Verbindung mit einem Monitoring durchzuflihren. Empfohlen werden von SUB V (nach
Schreiben vom 11.05.2016) 5 Kasten fur Hohlenbriter und 5 Fledermausquartiere. Fall-
und Abbrucharbeiten sind 1 Woche vorher vom Gutachter auf méglichen Besatz
durchzusehen.

In den textlichen Festsetzungen wird unter 3.5 darauf hingewiesen, dass Gehdlze nur
aulerhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten von Vdgeln im Zeitraum vom 01. Oktober bis 28.
bzw. 29. Februar entfernt werden durfen.

Altlasten

Das Plangebiet ist im Bereich des Flurstlicks Fist.Nr. 588/7 als Altstandort Bleichstralle
1 im Altlastenkataster erfasst. Dieser Altstandort ist flir den Wirkungspfad Boden-
Grundwasser mit B = Entsorgungsrelevanz bewertet.

Ein Altlastengutachten samt Erganzungsberichts des Blros Schirmer -
Ingenieurgesellschafte mbH Geo- und Umweltschutz vom 15.06. bzw. 17.08.2008
kommt zu dem Ergebnis, dass im Bereich der ehemaligen Gerbergruben auf dem
Flurstlick FIst.Nr. 588/7 eine erhohte Schwermetallkonzentration oberhalb des P-M 1
bzw. des P-M 3 Wertes besteht. Durch die vollstandige Versiegelung des Bodens
bestande jedoch keine direkte Gefahrdung des Schutzgutes Mensch.

Durch die frihere Lagerung und den Einsatz wassergefahrdender Stoffe sei eine
Gefahrdung des Schutzgutes Grundwasser im Fall einer Neubebauung des Areals
jedoch mdglich. Es wird deshalb empfohlen bei Baumallinahmen, die den kontaminierten
Bereich betreffen und zur Entsiegelung der Flache flihren, eine fachtechnische Kontrolle
der AushubmafRnahmen sowie eine Neubewertung des Altstandorts durchzufiihren.

In den textlichen Festsetzungen wird ein Hinweis aufgenommen (Pkt. 3.8).
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Emissionen / Immisionen

Ausgangssituation

Das Plangebiet liegt in etwa 150 m Entfernung von der stark befahrenen Bundestralie B
10 (Hindenburgring), auf der taglich rund 66.000 Kfz bei einem Lkw-Anteil von 8 %
verkehren. In etwa 100 m Entfernung befindet sich der Hauptbahnhof Ulm an dem sich
zahlreiche teils stark befahrene Bahnstrecken kreuzen: die Strecken 4700 nach Stuttgart
(Filstalbahn), 4540 und 4541 nach Sigmaringen (Donautalbahn) und 4500 (4760) nach
Aalen (Brenzbahn).

Das Plangebiet wird als WB ausgewiesen. Die Orientierungswerte flr
Verkehrsgerausche betragen demnach 60 dB(A) tags und 50 dB(A) nachts.

Durch die Firma ACCON GmbH wird ein schalltechnisches Gutachten zum
Bebauungsplan erstellt. Im Zwischenbericht zum schalltechnischen Gutachten vom
09.05.2016 (Bericht Nr. ACB-0516-7426/03) wird gezeigt, dass das Bauvorhaben
grofteils gut gegen den Verkehrslarm geschutzt ist:

- Tags wird der Orientierungswert unterschritten. An den Fassaden zum Innenhof wird in
den unteren Geschossen sogar das Schutzniveau eines WR erreicht.

- Nachts wird der Orientierungswert im 2. OG und darunter nur geringfligig an der
Nordfassade uberschritten. Ab dem 3 OG wird der Orientierungswert zu allen Seiten
Uberschritten. Als Grund hierflir sind die Bahnstrecken 4500, 4541 und insbesondere
4700 zu nennen.

Aktive SchallschutzmalRnahmen

Aktive SchallschutzmalRnahmen zum Schutz des Plangebietes sind jedoch im
vorliegenden Fall schwer vorstellbar.

Effektiver La&rmschutz gegen Schienenverkehrslarm ergabe sich mit Larmschutzwanden
im Gleisbereich. Derartige MaRnahmen kénnen jedoch nur von der DB umgesetzt
werden und sind aus derzeitiger Sicht nicht zu erwarten. Larmschutzwande zwischen
Schillerstra’e und Bahngelande (also auf Grundstlicken der Stadt Ulm) sind wegen des
groflden Abstands zu den Gleisen der 0.g. Strecken uneffektiv und darliber hinaus im
Rahmen dieses Bebauungsplans nicht umsetzbar.

Passiver Schallschutz

Da aktive SchallschutzmalRnahmen nicht zielfuhrend sind oder nicht im Einflussbereich
des Plangebers liegen, mussen gesunde Wohnverhaltnisse durch passiven Schallschutz
sichergestellt werden (Schallschutzfenster, schallgedammte Liftungseinrichtungen).

Der erforderliche passive Schallschutz ergibt sich aus VDI 2719 ,Schallschutz von
Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen®, Ausgabe August 1987.

Die Anforderungen an die Schalldd@mmung der Au3enbauteile von schutzbedurftigen
Raumen werden haufig anhand der DIN 4109 bemessen. Das erforderliche
Schalldammmal fir die Gebaudehlille ergibt sich demnach aus der Hohe des
Larmpegels am Tag an der entsprechenden Fassade und aus der Art der Nutzung im
betroffenen Raum (Krankenhaus, Wohnung, Biro). Im vorliegenden Fall wird jedoch die
VDI-Richtlinie 2719 ,Schallschutz von Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen® als
Planungsgrundlage empfohlen. Sie berlcksichtigt die héhere Schutzbedirftigkeit in der
Nacht explizit, was insbesondere in den Fallen fachgerecht ist, in denen der
Beurteilungspegel in der Nacht nicht wesentlich unter dem des Tags liegt. Dieser Fall tritt
z.B. an stark befahrenen Glterzugestecken aus, also auch im hier untersuchten Gebiet.
Dartber hinaus wird zwischen Tag- und Nachtnutzung von Raumen (Burordume und
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Wohnraume, Schlafrdume) sowie zwischen drei verschiedenen Schutzniveaus bei
Blronutzungen unterschieden und das Gerauschspektrum der konkreten
Verkehrssituation bertcksichtigt. Wegen dieser differenzierten Betrachtungsweise ist
allerdings im Bebauungsplan auch keine Angabe eines Larmpegelbereichs (als
Einzahlwert) mdglich.

Die Dimensionierung des passiven Larmschutzes erfolgt im Rahmen der

Genehmigungsplanung. Die bei der Bemessung zugrunde zu legenden AulRenpegel
kénnen der endglltigen Version der schalltechnischen Untersuchung zum
Bebauungsplan des Biros ACCON entnommen werden. Dort finden sich
stockwerksscharfe Angaben. Das endglltige Gutachten wird mit Zugrundelegung der
finalen Vorhaben- und Erschliefungsplanung erstellt und zum Satzungsbeschluss
vorgelegt und somit Bestandteil des Bebauungsplans.

In Raumen, die Uberwiegend zum Schlafen genutzt werden (z.B. Schlafzimmer,
Kinderzimmer, Hotelzimmer) und in schutzbedurftigen Rdumen mit
sauerstoffverbrauchender Energiequelle ist durch den Einbau von Luftungseinrichtungen
fur ausreichende Beluftung zu sorgen.

Das Gutachten wird Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans (Hinweis in
den textlichen Festsetzungen Pkt. 3.7).

Bebauungsplan

Das Vorhaben liegt innerhalb des Geltungsbereichs des rechtskraftigen
Bebauungsplans Nr. 142-0-24 ,Kleine Blau — Schillerstr. — GroRe Blau — Goethestr. —
Bleichstr. — |.WallstraRe® aus dem Jahr 1956. Das angestrebte Neubauprojekt kann mit
den bestehenden Festsetzungen dieses einfachen Bebauungsplans nicht realisiert
werden. Zur planungsrechtlichen Sicherung des Vorhabens ist ein vorhabenbezogener
Bebauungsplan im Sinne von §12 Abs. 2 BauGB erforderlich.

Der Geltungsbereich dieses vorhabenbezogenen Bebauungsplans hat eine
Gesamtflache von ca. 1.396 m2. Der Bebauungsplan wird gemaf § 13a BauGB als
Bebauungsplan der Innenentwicklung durchgefuhrt.

Ein naturschutzrechtlicher Ausgleich gemaf § 1a Abs. 3 BauGB sowie die Erstellung
eines Umweltberichts im Sinne von § 2a BauGB sind somit nicht erforderlich.

Anderungen am Bebauungsplan

Zum Auslegungsbeschluss wurden nachrichtliche Anderungen vorgenommen, die
jedoch keine Auswirkung auf den Abwagungsprozefd im Verfahren haben:

. Begrundung, Pkt. 1-7: Die Begrundung wurde vollstandig uberarbeitet und
erganzt.

. Text. Festsetzungen, Pkt. 1.1.1.1: Wohnungen sind ab dem 3. Obergeschoss
gefordert (bisher ab dem 2. OG).

. Text. Festsetzungen, Pkt. 1.1.1.2: Wohnungen sind im Erdgeschoss nicht

zulassig (bisher maglich).

o Textl. Festsetzungen, Pkt. 1.3.3.1: Die Definition der abweichenden Bauweise
wurde angepasst und lautet: Die abweichende Bauweise wird als
Grenzbebauung definiert, wobei im Bereich des sudlichen Baukodrpers (entlang
Gartenstralie) folgende Abstandsflachen einzuhalten sind: zur dstlichen
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Grundstlicksgrenze ein Abstand von mind. 3,50 m und zur stdlichen
Grundstlicksgrenze ein Abstand von mind. 3,00 m.

. Textl. Festsetzungen, Pkt. 1.5.2. Ausnahmsweise zuldssig ist das Errichten einer
Doppelgarage auf den Flachen fir Stellplatze als Ersatz fur die Garage auf Flst.
Nr. 588/6.

. Textl. Festsetzungen, Pkt. 1.6.1: Ergdnzung der Festsetzung zur Anpflanzung

von Baumen: Anpflanzung von mittelkronigen Baumen. Die Baumstandorte sind
auf den qualifizierten Freiflachengestaltungsplan abzustimmen und kénnen von
der dargestellten Lage abweichen. Der Aufbau des durchwurzelbaren
Pflanzsubstrats im Bereich der Baumstandorte muss mind. 60 cm betragen.

. Textl. Festsetzungen, Pkt. 2.1.2: Festsetzung zur Begrinung der Tiefgarage
wurde angepasst und lautet: Die Tiefgarage ist aulderhalb von befestigten
Erschlieflungs- und Freiflachen zu begriinen und gartnerisch anzulegen. Die
Uberdeckung mit durchwurzelbarem Pflanzsubstrat muss mind. 40 cm

betragen.
° Textl. Festsetzungen, Pkt. 3.3: Hinweis zur Denkmalpflege wurde angepasst
. Textl. Festsetzungen, Pkt. 3.4: Hinweis zum Hochwasserschutz wurde mit
aufgenommen.
° Zeichn. Festsetzungen: Anpassung des Umgriffs im nordlichen

Geltungsbereich, resultierend aus dem geanderten Baufeld im Norden.

o Zeichn. Festsetzungen: VergroRerung des nordlichen Baufensters, resultierend
aus dem Fortschritt der Entwurfsplanung, zusatzliche ErschlieRung.

° Zeichn. Festsetzungen: Erhdhung der zulassigen Hohe im nordlichen
Baufenster von 488,20 m auf 488,40 m, resultierend aus dem Fortschritt der
Entwurfsplanung (auch im Pkt. 6.2 der Begrundung).

. Zeichn. Festsetzungen: Vergréflerung des sudlichen Baufensters nach Norden,
resultierend aus dem Gestaltungsbeirat, der ein Herausarbeiten des
Hauptbaukdrpers in der Nordfassade angeregt hatte.

. Zeichn. Festsetzungen: Festsetzung der Arkaden im Erdgeschoss des
sudlichen Baufensters.

. Zeichn. Festsetzungen: Verlagerung und Reduzierung der Baumstandorte
. Zeichn. Festsetzungen: Anpassung der Umgrenzung der Tiefgarage

. Zeichn. Festsetzungen: Verlagerung und Erganzung der oberirdischen

Stellplatzflachen und Verzicht auf Festsetzung der oberirdischen
Garagenanlage im sudostlichen Plangebiet.

Weiteres Vorgehen

Satzungsbeschluss angestrebt im September 2016

Baubeginn Herbst 2016

Bezug Fruhjahr 2018

Kosten
Auf privaten Flachen des Investors entstehen der Stadt keine Kosten.

Im Uberschneidungsbereich zu éffentlichen Flachen wird die Verteilung der Kosten
durch einen Durchfliihrungsvertrag geregelt.
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Ordnungsmafnahmen und Neugestaltung 6ffentlicher Flachen sollen, wenn maéglich im
Rahmen der Sanierung gefordert werden.



	FLD_VOATNRBK
	Gremium
	Zusatzinformation
	Datum
	Beratungsfolge
	SMC_BM_VOTEXT6
	Anlage
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Sachverhalt

